Bericht von der Veranstaltung: Wie können Prostituierte besser geschützt werden.
Brauchen wir ein Sex-Kauf- Verbot? 
Vortrage und Diskussion am 19.10.2023  im Evangelischen Forum, Kassel
Zunächst referierte Simone Kleinert vom Bündnis Nordisches Modell. Sie begann mit einer Definition von Prostitution als „Aufgabe der Selbstbestimmung der Prostituierten“. Nur in einer von gegenseitiger Lust bestimmten Situation bliebe die Selbstbestimmung erhalten. Prostitution sei als serielle sexualisierte Gewalt zu betrachten.
Sie legte die bekannten Argumente und begründende Untersuchungen dar. Die meisten Frauen erleben in der Prostitution traumatisierende Gewalt und sind nicht freiwillig tätig. Sie sind durch ökonomische Not und mangels Alternativen gezwungenermaßen tätig.
Das Nordische Modell beruht auf vier Säulen: 
1. die Freier werden kriminalisiert. Das Verbot von Sex-Kauf mindert die Nachfrage und führt in den Nordischen Ländern dazu, dass die Straßenprostitution halbiert wird. Bordelle sind verboten.
2. Die Prostituierten bleiben straffrei und können sich deshalb ungehindert bei den Behörden melden, wenn sie Hilfe brauchen.
3. Die Prostituierten haben Zugang zu Ausstiegsberatung und Schutzräumen
4. Prostitution wird gesellschaftlich negativ bewertet, vor allem von der jüngeren Generation, wenn sie mit einem Sex-Kauf-Verbot groß werden. Das dient der Prävention.

Frau Weigt-Blätgen von der Diakonie Deutschland berichtete davon, wie sich die Beratung für Prostituierte als ein Anliegen kirchlich-diakonischer Frauenarbeit etabliert habe.
Sie betonte, dass Prostitution in sehr vielfältigen Formen vorkommt und die Bedürfnisse der Frauen sehr unterschiedlich sind, von Betroffenen von Zwangsprostitution über Frauen, die aus ökonomischer Not sexuelle Dienstleistungen anbieten über solche, die Prostitution eine Zeitlang als einen guten Gelderwerb betrachten bis hin zu Professionellen, die sehr selbstbewusst für ihre Arbeit einträten. „Keine Frau ist wie jede Frau!“
Die Frage: Was willst du?, die schon Jesus stellte, ehe er einen Kranken heilte, achte diese Unterschiede und die Selbstbestimmung der Frauen. Respekt und Akzeptanz seien grundlegend für die Arbeit und Position der Diakonie. Niedrigschwellige, zugehende Beratungsangebote müssten dringend verstärkt werden, damit die Frauen vor Gewalt und Ausbeutung geschützt werden können.
Das Verbot von Sex-Kauf führe zu einer Verdrängung ins Dunkelfeld. Die Frauen würden in ungeschützte Räume abgedrängt, in denen sie potenzieller Gewalt von Freiern, die wissen, dass sie sich strafbar machen, ungeschützt ausgesetzt seien.
Freier seien ebenso unterschiedlich wie die Prostituierten, einen respektvollen Umgang gebe es durchaus.
Für Frauen, die aus der Prostitution aussteigen wollen, brauche es mehr Beratungsangebote. 
Zwangsprostitution und Ausbeutung seien auch jetzt schon verboten. Die Polizei brauche aber mehr Kontrollbefugnisse, um in Wohnungen, Laufhäusern und Bordellen diese Verbote durchzusetzen.
Für Migrantinnen, die von Zwangsprostitution betroffen sind, forderte sie ein Bleiberecht auch ohne die Bereitschaft, vor Gericht auszusagen.
Stefanie Klee vom Berufsverband sexueller Dienstleistung, in dem zumeist Bordellbesitzende und wenige Prostituierte organisiert sind, hielt ein flammendes Plädoyer dafür, nicht über, sondern mit den Frauen zu sprechen, die sich prostituieren. Sie habe verschiedene Ausbildungen und Berufe und kenne aus persönlicher Anschauung verschiedenste berufliche Zusammenhänge, vom Straßenstrich über Wohnwagen bis hin zum Escort-Service und Bordellen.
Prostituierte brauchen Stärkung, sagt sie, damit sie ihre Selbstbestimmung durchsetzen, Ausbildung und Rat von erfahrenen Professionellen, ein Umfeld, in dem sie vor Gewalt geschützt sind, Solidarität untereinander und Anerkennung der Gesellschaft. Prostituierte kollektiv als Opfer zu bezeichnen, verletze sie in ihrer Würde.
In der fachkundigen Diskussion betonten Beraterinnen, wie vielfältig die Lebensgeschichten von Prostituierten seien, und wie unterschiedlich der Umgang von Freiern.
Das Prostituiertenschutzgesetz hat Schwächen. Die Pflicht zur Anmeldung verhindert nicht, dass Zuhälter Frauen zur Anmeldung zwingen. Gefälschte Meldebescheinigungen seien im Umlauf. Die Gesundheitsberatung sei nicht auf die Bedürfnisse der Frauen abgestimmt.
Frau Kleinert wies darauf hin, dass sich nach dem Gesetz Freier strafbar machen, die Dienstleistungen von Frauen in Zwangsprostitution in Anspruch nehmen. Faktisch würde aber niemand bestraft.
Eine Kriminalisierung der Freier wirke sich aber faktisch wie ein Verbot von Prostitution aus, wurde argumentiert. Seit der Corona-Pandemie, in der es Verbote gab, hat sich die Prostitution stärker die Häuser und Wohnungen verlagert, die Anbahnung findet über verschiedene Messenger-Dienste statt. Das erschwert Kontrolle und Unterstützung für die Prostituierten seither enorm.
Der Vorstand von FRANKA e.V. vertritt daher folgende Position:
Eine Gesetzgebung in Anlehnung an das Nordische Modell, die Sex-Kauf verbietet, lehnen wir ab.
Niedrigschwellige Beratungsangebote, der Zugang zu Schutzräumen und Ausstiegsberatung müssen verstärkt werden.
Die Ordnungsbehörden brauchen erweiterte Kontrollbefugnisse und Fachkenntnis zum Erkennen von Gewaltverhältnissen.
Migrantinnen, die von Zwangsprostitution betroffen sind, sollen ein Aufenthaltsrecht bekommen, auch wenn sie nicht bereit sind, in einem Prozess als Zeugin aufzutreten.
Die jetzige Form von Anmeldepflicht und Gesundheitsberatung hat sich nicht bewährt. Die Zahlen der Angemeldeten sind gering. 
Für die Frage, welche „Einstiegsberatung“ sinnvoll ist, sollen erfahrene Prostituierte zu Rate gezogen werden.
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